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Explodierende Kosten – viele Gründe für

Kostenlawine: Die Kostenexplosion im

Gesundheitswesen hat Jahr für Jahr zu

höheren Belastungen der Beitragszahler

geführt. Die Krankheitskosten stiegen sehr

viel schneller als Löhne und Gehälter. Die

Gründe: die Zunahme des Bevölkerungs-

anteils alter Menschen, die kostenintensive

„Gerätemedizin“ und steigende Arznei-

mittelpreise sowie Einnahmeverluste der

Krankenkassen durch die hohe Arbeits-

losigkeit. Hinzu kommen Steuerungs-

mängel im System.

DIE PRIVATE ALTERNATIVE

Außer Arbeitnehmern mit einem entspre-

chenden Einkommen können sich Beamte

und Selbstständige privat versichern. Zudem

können sich Studenten von der Versiche-

rungspflicht befreien lassen und in die

PKV wechseln.

WAS DER STAAT REGELT – UND WAS NICHT
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Rentenversicherung:
Eine Generation zahlt 

für die andere
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Die gesetzliche Rentenversicherung hat

die finanzielle Absicherung im Alter, im Fall

der Erwerbsminderung und die Sicherung

der Hinterbliebenen bei Tod des Versicher-

ten zur Aufgabe. 

Je höher und länger die Beitragszahlungen

und je höher das Einkommen, desto mehr

Rente kann jeder beanspruchen. Allerdings

spart der Einzelne nicht seine eigene Rente

an. Es gilt der – ungeschriebene – Genera-

tionenvertrag. Die Jüngeren zahlen für die

Alten. 

Wer heute im Arbeitsleben steht, sorgt also

mit seinen Beitragszahlungen für die heu-

tige Rentnergeneration. Dafür wird ihm

zugesagt, dass die folgende Generation

mit ihren Beiträgen die dann fälligen Renten 

finanziert.

Generationenvertrag auf dem Prüfstand –

enorme Finanzprobleme:

Das Fundament der staatlichen Renten-

versicherung wird weniger tragfähig. Zu

wenige Erwerbstätige müssen für zu viele

Rentner arbeiten. 

Geburtenrückgang, steigende Lebens-

erwartung, hohe Arbeitslosigkeit und

vorzeitiger Ruhestand haben die Finanz-

grundlage der gesetzlichen Renten-

versicherung erschüttert. Deshalb wurden

die Rentenreformen der letzten Jahre

notwendig. 

WIE DIE RENTE FINANZIERT WIRD

Ihre Ausgaben bestreitet die Rentenversi-

cherung zum größten Teil über die Renten-

versicherungsbeiträge; sie werden je zur

Hälfte von den Versicherten und den

Arbeitgebern aufgebracht. Hinzu kommen

Bundeszuschüsse aus Steuereinnahmen. 

Im Streitfall zuständig: Das Sozialgericht.

Versicherungsträger in der Rentenversi-

cherung waren die Bundesversicherungs-

anstalt für Angestellte (BfA) in Berlin und

die regional tätigen Landesversicherungs-

anstalten. Außerdem gibt es die Bundes-

knappschaft, die Seekasse sowie die

Bahn-Versicherungsanstalt. 

Nach einer Organisationsreform wurde 

die Rentenversicherung der Arbeiter und

Angestellten zur „Deutschen Renten-

versicherung“ zusammengefasst. Ferner

wurden die branchenbezogenen Versiche-

rungsträger zur „Deutschen Renten-

versicherung Knappschaft-Bahn-See“

zusammengefasst.

Bei Streitigkeiten mit den Versicherten

entscheiden die Sozialgerichte.

RENTENVERSICHERUNG: EINE GENERATION ZAHLT FÜR DIE ANDERE

Problem:
Kommen heute 100 Aktive
für etwa 50 Rentner auf,
so müssen sie im Jahr
2040 voraussichtlich für
etwa 80 Rentner zahlen.



VERSICHERUNGSPFLICHT FÜR WEN?

Arbeitnehmer sind in der gesetzlichen

Rentenversicherung pflichtversichert.

Auch Auszubildende und bestimmte

Gruppen von Selbstständigen, wie Land-

wirte oder Handwerker, gehören dazu.

Gleiches gilt für die Personen, die Existenz-

gründungszuschüsse vom Arbeitsamt

erhalten (Ich-AG). Die meisten Selbst-

ständigen müssen aber der gesetzlichen

Rentenversicherung nicht angehören. In-

nerhalb von fünf Jahren nach erstmaliger

Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit

können sie die versicherungspflichtige

Mitgliedschaft beantragen. Sie können den

so genannten Regelbeitrag (siehe Tabelle

Seite 74) zahlen.  

Nur halb so viel zahlt für drei Jahre, wer

eine selbstständige Tätigkeit aufnimmt

und einen entsprechenden Antrag beim

Rentenversicherungsträger stellt.

Bei geringfügigen Beschäftigungsverhält-

nissen mit einem monatlichen Einkommen

von nicht mehr als 400 Euro hat der Ar-

beitgeber 12 Prozent des Arbeitsentgelts

an die Rentenversicherung zu entrichten.  

Freiwillige Rentenbeiträge möglich: Wer

nicht der Versicherungspflicht unterliegt,

wie etwa Hausfrauen, kann sich freiwillig

bei der staatlichen Rentenversicherung

versichern. 

HÖHE DER ALTERSRENTE

Die Höhe des Altersruhegelds richtet sich

grundsätzlich nach der Dauer des gesamten

Arbeitslebens, vor allem nach dem versi-

cherten Einkommen. Ein Versicherter, der

45 Jahre lang durchschnittlich verdient

hat, kann heute noch etwa 66 Prozent des

durchschnittlichen Nettoeinkommens als

Altersrente erwarten.

Dies gilt für die Bürger in den neuen 

wie in den alten Bundesländern gleicher-

maßen. Für einen westdeutschen Ruhe-

ständler beträgt die so genannte Standard-

oder Eckrente eines Durchschnittsverdieners

nach 45 Versicherungsjahren im Monat

1182 Euro vor Abzug des Beitrags zur

Kranken- und Pflegeversicherung (2007). 

Renten in Ostdeutschland holen auf:

Wegen der niedrigeren Einkommen in den

neuen Bundesländern fällt die Standard-

rente im Osten Deutschlands niedriger aus.

Die Anpassung ist jedoch zügig vorange-

kommen. Mit 1039 Euro hat die Standard-

rente inzwischen 88 Prozent des West-

niveaus erreicht – gegenüber 62 Prozent

am 1. Juli 1992 (siehe Schaubild S. 23). 

Um den Generationenvertrag der staatlichen

Altersversicherung nicht zu gefährden, trat

bereits 1992 eine Rentenreform und 1997

ein „Sparpaket“ in Kraft. In den Jahren

2001 und 2004 wurden weitere tief grei-

fende Reformen notwendig.

KONSEQUENZEN DER RENTEN-
REFORMEN DER LETZTEN JAHRE 

Künftig werden die Renten weniger stark

angehoben: In der Anpassungsformel

werden solche Änderungen bei der Bei-

trags- und Steuerbelastung nicht mehr

berücksichtigt, die keinen direkten Bezug

zur Alterssicherung besitzen. Dafür wirkt

sich aber der Beitrag zur geförderten

kapitalgedeckten Altersvorsorge senkend

auf die Nettolöhne und damit auf die

Rentenanpassung aus. Gleiches gilt für

den „Nachhaltigkeitsfaktor“. 
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Wann gibt es die
gesetzliche Rente? 
Um Rente zu beziehen,
muss man ein
bestimmtes Alter
erreichen und die 
vorgegebenen ver-
sicherungsrechtlichen
Voraussetzungen
erfüllen. 

Rente wegen Erwerbs-
minderung können be-
rufstätige Frauen und
Männer bei ganz oder
teilweise geminderter 
Erwerbsfähigkeit auch
früher erhalten. 

Für diejenigen, die nach
dem 1. Januar 1961
geboren sind, wurde die
Berufsunfähigkeitsrente
als mögliche Leistung
gestrichen.

 



Rentenanstieg in Ost und West

Monatliche Standardrente *)

n Westdeutschland in Euro n Ostdeutschland in Euro (in Prozent der Westrente)
seit

1.7.92 1.7.94 1.7.96 1.7.97 1.7.98 1.7.99 1.7.00 1.7.01 1.7.02 1.7.03 1.7.05 1.7.06

(62 %) (75 %) (82 %) (85 %) (86 %) (87 %) (87 %) (87 %) (88 %) (88 %) (88 %) (88 %)

*) Brutto-Altersrente eines Durchschnittsverdieners nach 45 Versicherungsjahren.
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In der Summe wird es zu deutlich niedri-

geren Rentenanpassungen kommen und

die Renten hinken stärker hinter der

Lohnentwicklung her.

Weiterhin werden Ausbildungszeiten künf-

tig nur dann bewertet, wenn sie wegen

einer Berufsausbildung beziehungsweise

einer Fachschulausbildung angefallen

sind (gilt für Rentenzugänge ab dem Jahr

2009). Rentner müssen  seit dem 1. April

2004 den vollen Beitrag zur gesetzlichen

Pflegeversicherung alleine tragen. Ferner

wird seit 1. Juli 2005 ein Teil der Kranken-

versicherungsbeiträge umfinanziert, 

der Anteil der Rentner ist daher um 

0,45 Prozentpunkte gestiegen.

Einschnitte gab es auch bei den Renten

wegen verminderter Erwerbsfähigkeit:

Berufsunfähigkeitsrenten werden nur noch

an Personen gezahlt, die am 1. Januar 2001

das 40. Lebensjahr vollendet haben. Die

Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten

wurden durch ein zweistufiges System von

Erwerbsminderungsrenten ersetzt. Dabei

kommt es nur noch auf die Leistungs-

fähigkeit auf dem allgemeinen Arbeits-

markt an – der Berufsschutz fällt also für

junge Versicherte weg.

Die Höhe der Erwerbsminderungsrente

richtet sich danach, wie viele Stunden

Arbeit pro Tag der Betreffende trotz gesund-

heitlicher Einschränkungen noch leisten

kann: Nur wer weniger als drei Stunden

täglich arbeiten kann, hat Anspruch auf

die volle Erwerbsminderungsrente. Wer in

der Lage ist, drei bis sechs Stunden pro

Tag zu arbeiten, erhält die halbe Erwerbs-

minderungsrente. Nur wenn nachweislich

keine Stelle auf dem Arbeitsmarkt zur

Verfügung steht, kann der Betroffene die

volle Erwerbsminderungsrente bekommen.

Wer über 6 Stunden täglich arbeiten

kann, erhält keine Rente. Bestehende

Leistungsfälle sind nicht von den Kür-

zungen betroffen.

Auch die Regelungen der Witwenrenten

haben sich mit Inkrafttreten der Renten-

reform am 1. Januar 2002 geändert.

Erklärtes politisches Ziel der Reformen der

Witwenrenten: Frauen sollen aktiv am

Berufsleben teilhaben und eine eigenstän-

dige Alterssicherung aufbauen, die die

Hinterbliebenenrente ersetzen soll. Die Neu-

regelungen gelten für Ehepaare, die beide

am 1. Januar 2002 noch jünger als 

40 Jahre waren oder nach diesem Stich-

tag geheiratet haben.

RENTENVERSICHERUNG: EINE GENERATION ZAHLT FÜR DIE ANDERE
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Die so genannte kleine Witwenrente – für

Hinterbliebene unter 45 Jahren, die kein

Kind erziehen – wird nur noch für eine

Übergangszeit von höchstens zwei Jahren

gewährt. Bestand die Ehe weniger als ein

Jahr, hat der oder die Hinterbliebene keinen

Anspruch auf Witwenrente. 

Ende 2001 betrug die Witwenrente 60 Pro-

zent der Rente, die dem verstorbenen

Ehepartner zum Zeitpunkt des Todes zu-

stand. Seither sind es nur noch 55 Prozent.

Zum Ausgleich erhalten Hinterbliebene,

die Kinder erzogen haben, einen Zuschlag,

der zur Witwen- oder Witwerrente geleistet

wird.

Eigene Erwerbs- und Erwerbsersatzein-

kommen werden auf die Hinterbliebenen-

rente angerechnet. Der Kreis dieser Ein-

kommen wurde durch die Reform 2001

allerdings deutlich erweitert. 

Vor allem wurden auch Vermögensein-

kommen einbezogen. Die Berechnungen

können im Einzelnen kompliziert sein, 

weil es Ausnahmen gibt und je nach

Einkommensart auch unterschiedliche

Freibeträge bestehen.

Ehepaaren wurde die Wahlmöglichkeit

zwischen dem beschriebenen modifizierten

Unterhaltsersatzmodell und einem Split-

tingmodell geschaffen:

Für die Jüngeren, für die das neue Hinter-

bliebenenrecht gilt, ist ein „Rentensplitting“

möglich. Das heißt, während der Ehe

erworbene Rentenansprüche können auf

Antrag gleichmäßig geteilt werden – als Er-

satz für eine Witwenrente; diese wird dann

nicht mehr gezahlt. 

Bei der „geteilten Rente“ werden andere

Einkommen nicht angerechnet. Auch wenn

der verwitwete Partner wieder heiratet,

bleibt der Rentenanspruch erhalten. Das

Splitting ist jedoch nur dann möglich,

wenn beide Partner mindestens 25 Jahre

Ansprüche in der gesetzliche Rentenversi-

cherung erworben haben. Rentensplitting

ist erst dann möglich, wenn beide Ehe-

partner Altersrente beziehen oder ein

Partner Rente erhält und der andere min-

destens 65 Jahre alt ist. 

Die Änderungen in der gesetzlichen Renten-

versicherung werden weitgehend auf die

Versorgung der Beamten, Richter und

Soldaten übertragen.

STEUERPFLICHT FÜR ALTERSRENTEN

Nach wie vor können alle Altersrentner,

die ihr 65. Lebensjahr vollendet haben, 

zur Rente unbegrenzt hinzuverdienen. 

Die Rente wird dadurch nicht geschmälert. 

Allerdings kann Einkommensteuer fällig

werden. Dies ist dann der Fall, wenn die

Summe der Einkünfte (Steuerpflichtiger

Anteil der Rente, Zuverdienst, Kapitalzinsen,

Mieteinnahmen) über dem steuerfreien

Existenzminimum liegen.

Dieses beträgt seit dem Veranlagungszeit-

raum 2004 7 664 Euro für Alleinstehende

und 15 328 Euro für Verheiratete. 

Mit dem seit Anfang 2005 geltenden Alters-

einkünftegesetz wurden die steuerliche

Behandlung von Aufwendungen für die

Altersvorsorge, zu der auch die Beiträge

zur gesetzlichen Rentenversicherung

zählen, sowie die Besteuerung von Alters-

einkünften neu geregelt. 
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Bislang unterlagen Rentenleistungen aus

der gesetzlichen Rentenversicherung mit

einem niedrigen pauschalen Ertragsanteil

der Einkommensteuer. Seit 2005 unter-

liegen Renten aus der gesetzlichen Renten-

versicherung zu 50 Prozent der Besteue-

rung mit dem jeweiligen individuellen

Steuersatz. Dies gilt für alle Bestandsrenten

sowie für die in 2005 erstmals gezahlten

Renten. 

Bis zum Jahr 2020 wird der steuerpflichtige

Anteil der Rente allerdings jährlich für jeden

neu hinzukommenden Rentnerjahrgang

um 2 Prozentpunkte erhöht, danach um

einen Prozentpunkt. Bei Renteneintritt im

Jahr 2008 beträgt der steuerpflichtige

Anteil der Rente dauerhaft 56 Prozent.

Ab einem Renteneintritt im Jahre 2040 

ist die Rente dann in voller Höhe steuer-

pflichtig, immer vorausgesetzt, dass das

für das jeweilige Jahr geltende steuerfreie

Existenzminimum überschritten ist. Im

Gegenzug werden die Beiträge zur gesetz-

lichen Rentenversicherung schrittweise

bis zum Jahr 2025 vollständig von der

Steuer freigestellt. Das schafft Spielraum

für private Vorsorge. 

Durch diese Regelung wird erreicht, dass

Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung und Beamtenpensionen künftig

steuerlich gleich behandelt werden. Da

Beamte, anders als Rentenversicherungs-

pflichtige, keine Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung zahlen, werden die

Versorgungsbezüge der Beamten bereits

heute in vollem Umfang besteuert. 

Der für Pensionäre bislang geltende Frei-

betrag in Höhe von 3 072 Euro wird in dem

Maße verringert, in dem die Besteuerungs-

anteile der Leibrenten erhöht werden. 

Weitere Informationen zu den Regelungen

des Alterseinkünftegesetzes gibt Ihnen die

Broschüre „Die neue Rente“ aus unserer

Reihe „Versicherungen klipp und klar“.

Wer sich heute zur Ruhe setzt, kann statt

der üblichen „Vollrente“ eine Teilrente be-

ziehen. Damit soll den 60- bis 65-Jährigen

ein flexibleres „Hineingleiten“ in den

Ruhestand ermöglicht werden. Dabei sind

allerdings Grenzen für den Hinzuverdienst

zu beachten. Zusammen genommen führen

die Rentenreformen und das Altersein-

künftegesetz zu einem deutlichen Sinken

des Netto-Rentenniveaus.

Konsumverzicht zugunsten der Alters-

vorsorge: Die Rentenreformen brachten

nicht nur Änderungen in der gesetzlichen

Rente. Seit dem 1. Januar 2002 wird

kapitalgedeckte Altersvorsorge stärker ge-

fördert. Diese geförderte Altersvorsorge

füllt die Lücken, die künftig in der gesetz-

lichen Rente entstehen; sie kann nicht die

zusätzliche Altersvorsorge und den um-

fassenden Schutz der Familie ersetzen.

Wer annähernd das gewohnte Einkom-

men und damit die Lebensqualität bei

Eintritt 

in den Ruhestand aufrechterhalten will,

sollte also auch über die neu geförderte

Altersvorsorge hinaus vorsorgen. Je früher

das geschieht, desto besser, denn in jun-

gen Jahren sind die Beiträge zur Lebens-

versicherung relativ niedrig. 

Da durch die Regelungen des Altersein-

künftegesetzes die Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung schrittweise von der

Besteuerung ausgenommen werden, steht

dem vorsorgewilligen Bürger ein entspre-

chender finanzieller Spielraum zur Nutzung

der privaten und betrieblichen Altersvor-

sorge zur Verfügung.

Sicher ist, dass sich der Generationenver-

trag nur halten lässt, wenn künftige Lasten

gerecht auf Aktive, Rentner und Staat ver-

teilt werden. Zudem führt an einer stärke-

ren Eigenvorsorge kein Weg vorbei.

RENTENVERSICHERUNG: EINE GENERATION ZAHLT FÜR DIE ANDERE
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Arbeitslosenversicherung:
Arbeitslosengeld



Arbeitslosengeld zahlt die Bundesagentur

für Arbeit. Anträge nehmen die Agenturen

für Arbeit entgegen.

Anspruch auf Arbeitslosengeld haben

Arbeitsuchende, die innerhalb der

letzten drei Jahre vor der Arbeitslosmel-

dung mindestens 12 Monate versiche-

rungspflichtig beschäftigt waren und einige

weitere, gesetzlich vorgeschriebene

Voraussetzungen erfüllen.

Ganz wichtig ist: Sie müssen sich auch

selbst aktiv um eine Beschäftigung

bemühen. Geleistet wird in Abhängigkeit

von der Dauer der versicherungspflichtigen

Beschäftigung vor der Arbeitslosmeldung

und dem Lebensalter. Arbeitslosengeld

wird für mindestens 12, höchstens jedoch

für 24 Monate gezahlt. Bei älteren Arbeits-

losen kann die Anspruchsdauer bis zu 32

Monate betragen, wenn der Anspruch auf

Arbeitslosengeld vor dem 1. Februar 2006

entsteht.

WIE VIEL ZAHLT DAS ARBEITSAMT? 

Das Arbeitslosengeld richtet sich nach 

dem zuletzt erzielten Bruttoarbeitsentgelt. 

Arbeitslose, die mindestens ein Kind haben,

erhalten einen erhöhten Leistungssatz.

Bei Höherverdienenden wird dieser 

Leistungssatz jedoch höchstens auf die 

Beitragsbemessungsgrenze der Renten-

versicherung bezogen. Solange man 

Arbeitslosengeld bezieht, ist man gesetz-

lich kranken-, renten-, unfall- und 

pflegeversichert.

ARBEITSLOSENVERSICHERUNG: ARBEITSLOSENGELD
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Bei Arbeitslosigkeit: 
Für Arbeitslose mit 
mindestens einem Kind 
zahlt die Agentur für 
Arbeit Arbeitslosengeld 
in Höhe von 67 Prozent,
ohne Nachwuchs in 
Höhe von 60 Prozent 
des Nettoentgelts. 
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Gesetzliche Unfallversicherung:
Am Arbeitsplatz 
und in der Schule versichert



Nicht nur bei Betriebsunfällen, auch für

Berufskrankheiten wird gezahlt. Die 

Beiträge entrichtet allein der Arbeitgeber.

Träger der gesetzlichen Unfallversicherung

sind in erster Linie die Berufsgenossen-

schaften (gewerbliche, landwirtschaftliche,

See-Berufsgenossenschaft), aber auch

die Gemeinden und Gemeindeunfallver-

sicherungsverbände.

Jeder Unfall muss dem Arbeitgeber oder

der Schule umgehend gemeldet werden.

Von dort wird der jeweilige Versicherungs-

träger unterrichtet, und alles Weitere nimmt

seinen Gang.

Die Unfallversicherung erbringt Leistungen

vor allem für die Folgen eines Arbeits- 

oder Wegeunfalls und bei Berufskrank-

heiten. Doch nicht nur das: Auch die 

Verhütung von Arbeitsunfällen gehört 

zu ihren Aufgaben. Dazu erlassen die

Berufsgenossenschaften Unfallver-

hütungsvorschriften; Aufsichtsbeamte

überwachen deren Umsetzung.

Bei Umwegen in der Regel kein

Versicherungsschutz: Für Wegeunfälle

kommt die kollektive Unfallversicherung

nur auf, wenn sie sich auf dem kürzesten

Weg zwischen Wohnung und Arbeits-

stätte oder Schule ereignen. 

GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG: AM ARBEITSPLATZ UND IN DER SCHULE VERSICHERT
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Gesetzliche Pflegeversicherung:
Nicht nur für alte Leute



Als fünfte Säule der Sozialversicherung 

wurde 1995 die gesetzliche Pflegever-

sicherung eingeführt.

Das Risiko der Pflegebedürftigkeit steigt 

erst im Alter rapide an, doch oft genug sind

auch junge Leute auf Hilfe angewiesen –

nach einem Unfall, schwerer Krankheit 

oder als Opfer eines Verbrechens.

Es besteht Versicherungspflicht für

nahezu alle Bürger. Gesetzlich Kranken-

versicherte fallen automatisch unter den

Schutz der sozialen Pflegeversicherung,

während privat Krankenversicherte sich

privat pflegeversichern müssen.

AMBULANTE PFLEGELEISTUNGEN

Seit dem 1. April 1995 erhalten 

Pflegebedürftige Unterstützung für die 

Betreuung zu Hause, gestaffelt nach 

dem Grad der Pflegebedürftigkeit.

An Sachleistungen für den sozialen Pflege-

dienst werden erstattet:

›› bis zu 384 Euro monatlich 

für erheblich Pflegebedürftige, 

›› bis zu 921 Euro für Schwer-

pflegebedürftige, 

›› bis zu 1432 Euro für Schwerst-

pflegebedürftige, in besonderen 

Härtefällen maximal 1 918 Euro.

Pflegegeld nicht nur für Angehörige:

Neben diesen Sachleistungen sind auch

Geldleistungen möglich. Wer Angehörige,

Freunde oder Bekannte pflegt, kann für

seine Dienste ein Pflegegeld von 205, 410

oder maximal 665 Euro erhalten. Ist die

Pflegeperson verhindert, so werden einmal

jährlich für längstens vier Wochen die

Kosten für eine Ersatzpflegekraft gezahlt,

höchstens jedoch 1432 Euro.
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